
EFTA-Gerichtshof 2007: Wasserfälle, Spielautomaten, 
Hilflosenentschädigung
Carl Baudenbacher, Präsident
des EFTA-Gerichtshofs, blickt
im Interview auf die Höhe-
punkte des zu Ende gehenden
Jahres zurück.

Mit Carl Baudenbacher 
sprach Tansel Terzioglu in Brüssel

Welches waren die wichtigsten Fälle,

die der EFTA-Gerichtshof in 2007 ent-

schieden hat?

Carl Baudenbacher: Ich nenne fünf
Urteile, zwei betreffend die Verein-
barkeit der norwegischen Spiel- und
Wettmonopole mit der EWR-Dienst-
leistungs- und Niederlassungsfreiheit,
die Rechtssache betreffend die soge-
nannte Heimfallregelung bei den nor-
wegischen Wasserfällen, das auf Vor-
lage des Fürstlichen Landgerichts er-
gangene Urteil «A» und das kürzlich
verkündete Urteil in Sachen liechten-
steinische Hilflosenentschädigung.

Diese Zeitung hat über die Entschei-

dungen des EFTA-Gerichtshofs berich-

tet. Können Sie unseren Lesern rückbli-

ckend erklären, um was es jeweils ge-

gangen ist? 

Im ersten Spielmonopolfall hatte
Norwegen das Betreiben von Spielau-
tomaten neu einem staatlichen Mono-
pol unterstellt. Die privaten lizenzier-
ten Betreiber wurden damit vom
Markt entfernt. Sie klagten vor den
norwegischen Gerichten, gewannen
in erster Instanz und verloren vor dem
Appellationsgericht. Nachdem der
Oberste Gerichtshof einen Antrag auf
Vorlage an den EFTA-Gerichtshof
verworfen hatte, erhob die ESA Kla-
ge gegen Norwegen. Es war die erste
Direktklage im Bereich der Spiel- und
Wettmonopole im gesamten EWR.An
dem Verfahren nahmen zahlreiche
Regierungen von EG-Staaten teil. Der
Gerichtshof akzeptierte das Argu-
ment der norwegischen Regierung,
dass Spielautomaten besonders geeig-
net sind, Spieler süchtig zu machen
und wies die ESA-Klage ab. Dazu

muss man wissen, dass die Werbung
für Spielautomaten in Norwegen ver-
boten ist. Der Gerichtshof hielt aber
fest, dass das Monopol nur so lange
akzeptabel ist, als die Monopolgesell-
schaft einer effektiven Kontrolle un-
tersteht.

Kann man im Lichte dieses Prozessaus-

gangs sagen, dass die Entscheidung der

ESA, zu klagen, falsch war? 

Die ESA weiss selbst, wann sie klagen
muss. Ich beschränke mich auf die
Feststellung, dass die Hauptprotago-
nisten des EWR-Binnenmarktes, wie
jedes Marktes, die Privaten sind. Das
Rechtsschutzsystem basiert u. a. auf
der Annahme, dass die ESA bereit ist,
in die Bresche zu springen, wenn na-
tionale Höchstgerichte in einem wich-
tigen Fall die Vorlage verweigern. Ge-
nau das hat die ESA getan. Im übrigen
hat Norwegen keinen vollen Sieg er-
rungen. Das Ja des EFTA-Gerichts-
hofs war, wie gesagt, ein bedingtes. Im
Ladbrokes-Fall, der damals in der
Pipeline war, haben wir enorm von
der Fakten-Kenntnis profitiert, die
wir im Spielautomatenfall erworben
haben.

Wie ist das zu verstehen?

Der Ladbrokes-Fall war ein Vorab-
entscheidungsverfahren. Das Stadt-
gericht Oslo legte dem EFTA-Ge-
richtshof Fragen zur Zulässigkeit der
norwegischen Staatsmonopole in
den Bereichen Lotto, Fussballtoto,
Pferdewetten und Bingo vor. Norma-
lerweise hat man als Richter in sol-
chen Fällen nur eine beschränkte
Kenntnis der Fakten, was vorliegend
eben anders war. Der Gerichtshof
entschied, dass Norwegen seine
Staatsmonopole behalten darf, wenn
sie konsistent betrieben werden und
im Lichte der verfolgten Ziele – vor
allem der Bekämpfung der Spiel-
sucht – erforderlich sind. Bezüglich
des letzten Punktes wird alles davon
abhängen, ob Norwegen ein hohes
oder ein tiefes Schutzniveau im
Kampf gegen die Spielsucht gewählt

hat. Insoweit ist aufgefallen, dass 
die staatliche Monopolgesellschaft
Norsk Tipping über ein sehr hohes
Werbebudget verfügt. Das nationale
Gericht wird zu entscheiden haben,
ob daraus der Schluss zu ziehen ist,
dass die Monopole gar nicht erfor-
derlich sind. Dann müsste der Markt
geöffnet werden.

Das Wasserfall-Urteil ist in Norwegen

kritisch aufgenommen worden.

Die Regierung hatte im Vorfeld in der
Öffentlichkeit grosse Hoffnungen ge-
schürt. Der Gerichtshof entschied,
dass Norwegen die EWR-Niederlas-
sungs- und Kapitalverkehrsfreiheit
dadurch verletzt hat, dass es in seiner
Gesetzgebung öffentliche und private
Betreiber von Wasserkraftwerken be-
züglich der Einräumung von Konzes-
sionen für die Produktion von Wasser-
kraft unterschiedlich behandelt hat.
Privaten Betreibern und allen Betrei-
bern aus anderen EWR/EFTA- und
EG-Staaten wurde eine zeitlich limi-
tierte Konzession gegeben, die mit der
Verpflichtung verbunden war, bei Ab-
lauf der Konzessionsperiode alle An-
lagen entschädigungslos dem norwe-
gischen Staat abzutreten – der soge-
nannte Heimfall. Norwegische öffent-
liche Unternehmen kamen in den Ge-
nuss zeitlich unbeschränkter Konzes-
sionen und unterlagen somit auch
nicht dem Heimfall.

Was waren die entscheidenden Feststel-

lungen im Urteil «A»?  

Der Gerichtshof hat zum einen ent-
schieden, dass die nationalen Gerich-
te verpflichtet sind, das nationale
Recht so weit wie möglich im Lichte
des EWR-Rechts auszulegen, zum an-
deren hat er eine Art Bestandesauf-
nahme zur EWR-Rechtslage im Be-
reich von Direktwirkung,Vorrang und
Staatshaftung gemacht.

Das Urteil des EFTA-Gerichtshofs im

liechtensteinischen Hilflosenentschä-

digungsfall ist vor wenigen Tagen ergan-

gen. Gemäss einem Bericht der Neuen

Zürcher Zeitung könnte auch die

Schweiz davon betroffen sein.

Wir haben festgestellt, dass Liechten-
stein das EWR-Recht dadurch ver-
letzt hat, dass es die Ausrichtung einer
beitragsunabhängigen Hilflosenent-
schädigung von einem Wohnsitz im
Land abhängig macht.Verfahrensmäs-
sig besteht hier eine Parallele zum
norwegischen Spielautomatenfall.
Der liechtensteinische Verwaltungs-
gerichtshof hatte eine Vorlage an den
EFTA-Gerichtshof abgelehnt und die
ESA klagte. Die Verordnung der EG,
um die es ging, ist nicht nur Teil des
EWR-Rechts, sondern auch Teil des
bilateralen Personenfreizügigkeitsab-
kommens EG-Schweiz. Das Eidge-
nössische Versicherungsgericht hat im
Juli 2006 entschieden, eine Wohnsitz-
pflicht für die Auszahlung der Hilflo-
senentschädigung sei mit der Verord-
nung im Rahmen des Personenfreizü-
gigkeitsabkommens vereinbar. Ob die
EU das nach dem Urteil des EFTA-
Gerichtshofs hinnehmen wird, bleibt

abzuwarten. Die NZZ glaubt das
nicht.

Was waren Ihre persönlichen Highlights

im Jahr 2007?

Ich habe Anfang September einen
runden Geburtstag gefeiert. Der Rah-
men war speziell, da ich zum ersten
Mal in meinem Leben mit meiner Frau
und unserer Tochter in Schanghai war.
Zwei Wochen später wurde mir an-
lässlich einer Feier auf der Mosel (sie-
he Foto) bei Schengen eine Festschrift
überreicht, zu der auch prominente
Liechtensteiner, u .a. Regierungschef
Otmar Hasler und der ehemalige Re-
gierungschef Hans Brunhart, Beiträge
geschrieben haben. Herausgeber sind
u.a. der frühere Wettbewerbskommis-
sar der EU Mario Monti, Prinz Niko-
laus von Liechtenstein und der frühe-
re Präsident des Europäischen Men-
schenrechtsgerichtshofs und Richter
am Staatsgerichtshof Luzius Wildha-
ber. Der Regierungschef und seine
Gattin waren persönlich anwesend.

Verstehen sich: Regierungschef Otmar Hasler mit Präsident Carl Baudenbacher
auf dem MS Roude Léiw in Luxemburg. Bild Tansel


